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Samstag, 4. April 2020

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Wie Sozialhilfe ein Paar getrennt hält
Nur inBaselland genügt schon einKonkubinat, umSozialhilfeschulden zurückzufordern –mitweitreichendenFolgen.

Michael Nittnaus

Alleswarbereit. SogardieWoh-
nungwar schongekündigt.End-
lich wollte Lukas Mohler* mit
seiner langjährigen Partnerin,
nennen wir sie Sandra Teilert*,
und deren Tochter zusammen-
ziehen. Doch dann entschied
sich Mohler, noch eine Kleinig-
keit abzuklären: «Zum Glück
habe ich das noch gemacht,
sonstwäre ichwomöglich schön
auf die Welt gekommen», sagt
er imGesprächmitder«Schweiz
am Wochenende». Die «Klei-
nigkeit» beläuft sich auf über
170000 Franken. Es sind die
Sozialhilfebezüge seinerFreun-
din aus den vergangenen fünf
Jahren.

Es ist imNovember2018, als
die Abteilung Soziales der Ge-
meinde Birsfelden Mohler per
Mail bestätigt: «Gemäss Hand-
buch des kantonalen Sozialam-
tesBasellandwären IhrEinkom-
men und Vermögen bei der Be-
rechnung einer möglichen
Rückerstattung vonSozialhilfe-
leistungenvonFrauTeilert*mit-
einzubeziehen.» Dies sobald
das Paar zwei Jahre zusammen-
gelebthat, dennabdanngilt ihre
Beziehung fürdie Sozialhilfe als
gefestigtes Konkubinat.

Partnerinkönnte längst aus
derSozialhilfedraussensein
Mohler ist fassungslos. «Ich
rechnete damit, dass ich nach
unseremZusammenzug fürden
LebensunterhaltmeinerPartne-
rin und ihrer Tochter aufkom-
men müsste und die laufenden
Sozialhilfezahlungeneingestellt
würden.Dazubin ichauchohne
Frage bereit», sagt er. Schon
jetzt hüte er vermehrt das Kind
und ermöglicheTeilert, 70Pro-
zent zu arbeiten und eine Wei-
terbildungzuabsolvieren,damit
sie den Weg aus der Sozialhilfe
findet.Dass aber nach zwei Jah-
rendieSchuldenderVergangen-
heit vor ihrer Beziehung fällig
werdenkönnten, fürdieMohler
nicht verantwortlich ist, dasgeht
für den 43-Jährigen zu weit. Er
arbeite in einer Druckerei und
verdiene nicht genug, um sich
einen sechsstelligenBetrag leis-
ten zu können. Und dass die
Rückforderung auf ihn zurück-
fallen würde, steht für Mohler
fest: «Meine Partnerin arbeitet
inderGastronomieundwirddas
Geldnie zurückzahlenkönnen.»

Die logische Konsequenz:
Mohler machte die Wohnungs-
kündigung rückgängig. Knapp
eineinhalb Jahre später lebendie
Beiden noch immer getrennt
voneinander. Und Teilert be-
zieht weiter Sozialhilfegelder.
«Anstatt dass sie längst aus der
Sozialhilfe draussen ist und in
einer festen Familienstruktur
sozialen Rückhalt findet, kostet
meineFreundindenSteuerzah-
ler weiter Geld. Das kann es
doch nicht sein», soMohler.

BaselbieterRegelung ist
schweizweit einzigartig
Doch tatsächlich sieht die
Gesetzeslage im Kanton Basel-
land vor, dass Einkommen und
VermögendesPartners ineinem
gefestigten Konkubinat zur
Berechnung der Sozialhilfe-

leistungen und auch der Rück-
erstattungspflicht berücksich-
tigt werden müssen. Während
Ersteres in vielen Kantonen die
Regel ist unddasBundesgericht
den Einbezug des Konkubi-
natspartners in die Berechnung
der laufenden Sozialhilfe-
beiträgemehrfach stützte, sieht
es bei der Rückerstattung von
Sozialhilfeschuldenanders aus.
Hier fehlt es bisher an Refe-
renzurteilen von Kantons- oder
Bundesgericht zu Konkubi-
naten.

Einer der Gründe dafür:
«Diese Regelung des Kantons
Baselland ist schweizweit ein-
malig», sagtTobiasHobi, nach-
dem ihm die «Schweiz amWo-
chenende» die Unterlagen vor-
gelegt hat. Der Rechtsanwalt
arbeitet für die Unabhängige
Fachstelle für Sozialhilferecht
(UFS) inZürichundweissdaher,
wovoner spricht.UndseinFazit
ist klar: «Die Baselbieter Rege-
lung ist absurdundausverschie-

denenGründennicht zulässig.»
Einerseits gebe es für Konkubi-
natspartner – anders als in einer
Ehe – keine gesetzliche Unter-
stützungspflicht. Wollte man
dasändern, seidiesklarBundes-
kompetenz.

SozialamtkanndieWider-
sprüchenichtauflösen
Besonders stossendfindetHobi,
dass Baselland die Rückerstat-
tungspflicht beim Konkubinat
auf Verordnungsstufe geregelt
hat. «Es geht um einen schwer-
wiegendenEingriff indieEigen-
tumsfreiheit, dahermüsste die-
ser zumindest in einem Gesetz
im formellen Sinn statuiert
sein.» Ausserdem zweifelt der
Experte an der Umsetzbarkeit,
da sich die Rückerstattungs-
pflicht jeweils gegen die unter-
stütztePerson richtet: «DieFor-
derung ist nicht durchsetzbar,
wenndieunterstützteKonkubi-
natspartnerin selber kein Ver-
mögen hat.»

Genaudieser letztePunktscheint
dieAchillesfersedesBaselbieter
Regelkonstruktszusein.AufAn-
frageschreibtderLeiterdeskan-
tonalen Sozialamtes, Sebastian
Helmy:«SinddieVoraussetzun-
gen gemäss Verordnung erfüllt,
so kann die Behördemit der So-
zialhilfe-Bezügerin eine Rück-
zahlungsvereinbarung schlies-
senodersiekanneineVerfügung
erlassen.» Direkt im Anschluss
folgt allerdingsderKnackpunkt:
«AdressatinderVerfügungistdie
ehemalige Sozialhilfe-Bezü-
gerin. Sie, und nur sie ist zur
Rückerstattungverpflichtet.Der
Partner muss nichts zahlen und
kann auch nicht belangt wer-
den», erklärt Helmy die Geset-
zeslage. Auch verweist das So-
zialamtdarauf, dass es auf jeden
Fall immer eine Zumutbarkeits-
prüfung brauche, ehe Sozialhil-
feschulden zurückgezahlt wer-
denmüssten.

Hat sich Lukas Mohler also
völlig unnötig Sorgen gemacht?

SeineErfahrungenmit derBirs-
felder Sozialabteilung sprechen
eineandereSprache:Vergange-
nen November erstellte die Be-
hörde eine «hypothetische Be-
rechnung über eine mögliche
Rückerstattung».DasFazit, das
aufderBasis derdamals aktuel-
lenfinanziellenVerhältnissevon
Mohler und Teilert beruht, ist
klar: «Eine monatliche Rück-
erstattungbeiFrauTeilert*wäre
in der jetzigen Situation mög-
lich», heisst es in demMail.

«Mündlich teilten sie mir
mit, dass meine Partnerin wohl
rund 1300 Franken pro Monat
zurückzahlen müsste – obwohl
sie nur knapp 2500 verdient.
Und das über zehn Jahre», so
Mohler. Der Betrag würde dann
dem gemeinsamen Konkubi-
natsbudget fehlen und so auch
ihntreffen:«Ebennichtnurbeim
Unterhalt, sondern auch bei der
Rückzahlungder Schulden.»

Vielleichtbrauchtesden
GangbisnachStrassburg
Zwar betont die Birsfelder Be-
hörde schon imMail, dass noch
eineZumutbarkeitsprüfung fol-
genmüsste.Undgegenüberder
«Schweiz am Wochenende»
teilt Abteilungsleiterin Monika
Wirthner mit – ohne spezifisch
auf den Fall Teilert eingehen zu
wollen –, dassman sich schlicht
an die gesetzlichen Vorgaben
halte und keinen Ermessens-
spielraum habe. Doch fürMoh-
ler ist dasRisiko zuhoch:«Wür-
de ichmitmeinerPartnerinund
deren Tochter zusammenzie-
hen, müssten wir zwei Jahre in
Unsicherheit leben, denn erst
wenn die Rückforderung auf
dem Tisch liegt, stünde der
Rechtsweg offen.» Und dieser
könnte laut Rechtsanwalt Tobi-
asHobi lange dauern, vielleicht
bis nach Strassburg zum euro-
päischen Gerichtshof für Men-
schenrechte.

Mohler bleibt mit einer Fra-
ge zurück: «Und was, wenn wir
verlieren?Ziehenwir dannwie-
der auseinander? Das ist doch
verrückt.»

* Namen geändert.

Der Birsfelder Lukas Mohler* mit seiner Partnerin und deren Tochter. Bild: Nicole Nars-Zimmer (6.März 2020)

TobiasHobi
Experte der Unabhängigen
Fachstelle für Sozialhilferecht

«DieBaselbieter
Regelung ist absurd
undnicht zulässig.
FürKonkubinats-
partnergibt eskeine
gesetzlicheUnter-
stützungspflicht.»

Nachrichten
Drohnenuntersuchen
Geländeabsenkungen

Muttenz MitDrohnenflügenwill
der KantonBaselland dieGelän-
deabsenkungeninMuttenzbeob-
achten. Die Vermessungsflüge
finden im April undMai statt. In
denMuttenzerGebietenMargel-
acker,HinterzweienundFrösche-
negg werden seit längerer Zeit
Dolineneinstürze und Gelände-
absenkungen beobachtet (diese
Zeitung berichtete). Neben seis-
mischenUntersuchungenzuden
möglichenUrsachenmöchtendie
Behörden nun die konkrete Ent-
wicklung genauer erfassen, wie
dieBau-undUmweltschutzdirek-
tion gestern mitteilte. Drohnen-
flüge können Absenkungen be-
reits ab zehn Millimetern erken-
nen,heisst es. (sda/saw)

Landratssitzungvon
EndeApril abgeblasen

Baselland DieGeschäftsleitung
desLandrats sagtdieSitzungdes
Parlaments vom30.April ab.Die
Absage erfolgtmangels dringen-
derGeschäfte,dieeineSitzungin
Coronazeitennötigmachenwür-
den. Der Landrat hatte amDon-
nerstag imKongresszentrumder
Messe in Basel Corona-Notver-
ordnungen undweitere dringen-
deGeschäfteberaten.Zudemhat
die Regierung beschlossen, dass
trotzderausserordentlichenLage
diegesetzlichenFristenbeiRefe-
renden weiterlaufen. Da derzeit
keine Unterschriften gesammelt
werdendürfen,könnebeiBedarf
ein Stillstand der Frist beantragt
werden. (saw)

Rentner ausgeraubt
undverletzt

Basel Ein 75-jähriger Mann ist
am Donnerstagabend in Basel
von einem Unbekannten ausge-
raubt worden. Er wurde dabei
verletzt.DerMannstiegumetwa
19.30UhrbeiderHaltestelleMu-
sikAkademieausdemTramund
wurde von einem Unbekannten
angerempelt, wie die Basler
Staatsanwaltschaft gestern mit-
teilte. Nachdem er zu Boden ge-
fallenwarundsichdabeiverletz-
te, packte der Unbekannte ihn
und forderte Geld. Der Unbe-
kanntenahmausderTaschedes
Opfers das Portemonnaie und
dasMobiltelefonundflüchtete in
unbekannteRichtung. (sda)

Bürgermeister
im Krankenhaus
Coronavirus Jean-MarieZoellé
(75), derMairevonBaselsNach-
barstadt Saint-Louis, hat sich
laut der französischen Zeitung
«Le Monde» mit dem Corona-
virus infiziert. Die «Dernières
Nouvelles d’Alsace» berichte-
ten, dass erMitte letzterWoche
inernst zunehmendemZustand
hospitalisiert worden war. Sein
Zustand ist stabil.

Nachdem er erst in Saint-
Louis unddann inMulhouse im
Spital war, soll er mittlerweile
nach Deutschland verlegt wor-
den sein. DieMairie wollte dies
nicht bestätigen, da die Familie
Zoellés über seine Erkrankung
nicht informieren will. Zoellé
war bei den Kommunalwahlen
MitteMärzmit grosserMehrheit
imAmt bestätigt worden. (psc)
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